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Verfahren zur Besetzung 
von Professoren- und Hochschuldozentenstellen 

RdErl. d. MWK v. 5. 5. 1995 — 404 B.1-03 110/10 (9) — 

— VORIS 22210 02 00 00 043 — 

Bezug: RdErl. v. 17. 8. 1983 (Nds. MBl. S. 791), geändert durch 
RdErl. v. 30. 1. 1984 (Nds. MBl. S. 215) 
— VORIS 22210 02 00 00 024 — 

Zur Konkretisierung und Ergänzung der Vorschriften 
des NHG i.d.F. vom 21. 1. 1994 (Nds. GVBl. $. 13), zu- 
letzt geändert durch Artikel II des Gesetzes vom 12. 7. 
1994 (Nds. GVBl. $. 304), über das Verfahren zur Beru- 
fung von Professorinnen und Professoren und Hochschul- 
dozentinnen und Hochschuldozenten ergehen ünter Be- 
rücksichtigung des NGG vom . 6. 1994 (Nds. GVBl, 
$.246) die folgenden Bestimmungen: 

  

  

1. Stellenausschreibung 

Die Ausschreibung einer Stelle gemäß $ 52 Abs. 1 NHG 
bedarf meiner vorherigen Zustimmung. 

Der Bericht, mit dem meine Zustimmung beantragt 
wird, soll das Ergebnis und die wesentlichen Gesichts- 
punkte der Prüfung nach $ 132 Abs. 2 Sätze 1 und'2 NHG 
enthalten. Sofern eine Stelle der BesGr. C 4 wiederbesetzt 
werden soll, ist die Notwendigkeit der Bewertung nach 
BesGr. C 4 besonders zu begründen. 

Der Entwurf des Ausschreibungstextes ist dem Bericht 
unter Angabe der beabsichtigten Veröffentlichungsmedien 

beizufügen. 
Der Ausschreibungstext ist so abzufassen, daß Frauen 

ausdrücklich angesprochen werden. Auf die bevorzugte 
Berücksichtigung von Frauen bei gleichwertiger Qualifika- 
tion ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des $ 47 Abs. 3 
Satz 2 NHG in dem Ausschreibungstext hinzuweisen, Un- 
ter Bezugnahme auf meinen RdErl. vom 26. 5. 1994 
— 208-71 051-1/89 — (n.v.) wird an die Möglichkeit der 
Nachqualifizierung von Bewerberinnen auf Professoren- 
stellen an Fachhochschulen und die Aufnahme entspre- 
chender Hinweise in die Ausschreibungstexte erinnert. 

Auf die Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung ist in 
dem Ausschreibungstext hinzuweisen. Soll der Ausschrei- 
bungstext diesen Hinweis ausnahmsweise nicht enthal- 
ten, so ist die fehlende Teilzeiteignung der auszuschrei- 
benden Stelle zu begründen. 

2. Berufungsvorschlag 

"Mit dem Berufungsvorschlag ist eine vollständige Doku- 
mentation des Berufungsverfahrens vorzulegen. Die Doku- 
mentation soll neben den in $52 Abs. 8 und 9 NHG ge- 
nannten Unterlagen mindestens enthalten: 
— Unterlagen, aus denen die pädagogische Eignung der 

Bewerberinnen und Bewerber hervorgeht (auf den 
RdErl. vom 19. 11. 1993 — 201.1-71051-33 — (n. v.) 
wird in diesem Zusammenhang hingewiesen), 

— Angaben über die Zusammensetzung der Berufungs- 
kommission, insbesondere eine etwaige Stellungnah- 
me der Frauenbeauftragten sowie die Ausnahmebe- 
gründung nach $ 52 Abs. 3 Sätze 4 und 5 NHG, 

— Dokumentation des Auswahlverfahrens; hierbei ist ins- 
besondere darzustellen, ob es sich um eine Stelle in 
einem Bereich handelt, in dem Frauen unterrepräsen- 
tiert sind und ob in diesem Fall unter den Bewerberin- 
nen und Bewerbern, die die in der Stellenausschrei- 
bung angegebenen Grundvoraussetzungen erfüllen, 
mindestens zur Hälfte Frauen in die engere Wahl ein- bezogen und zu einem Vorstellungsgespräch eingela- 
den worden sind,   

— die Beschlüsse der Berufungskommission einschließ- 
lich der Abstimmungsergebnisse im einzelnen; aus der 
Dokumentation soll auch hervorgehen, daß die Gut- 
achten gemäß $52 Abs. 8 NHG vor der Beschlußfas- 
sung über den Berufungsvorschlag vorgelegen haben, 

— den Beschluß des Fachbereichsrates nach $ 105 Abs. 7 
Satz1 i.V.m. $ 106 Abs. 1 NHG oder der Gemeinsa- 
men Kommission nach $ 109 Abs.4 Nr.3 NHG ein- 
schließlich der Abstimmungsergebnisse im einzelnen 
und unter Einbeziehung des $ 41 Abs. 7 NHG, 

— eine etwaige Stellungnahme der Gemeinsamen Kom- 
mission für die Lehrerausbildung nach $ 110 Abs. 3 
Satz 2 NHG, 

— etwaige Minderheitenvoten, 
— eine etwaige Begründung nach $ 52 Abs. 7 Satz 2 NHG 

(Hausberufung), 

  

   

— Angaben über die Notwendigkeit der Beteiligung der 
Schwerbehindertenvertretung nach $25 Abs.2 des 
Schwerbehindertengesetzes und ggf. deren Ergebnis, 

— den etwaigen Rückgabebeschluß nach $ 52 Abs. 4 NHG 
— mit Begründung oder Stellungnahme — und 

— die Stellungnahme des Senats nach 896 Abs.2 Nr.5 
NHG. 

3. Änderung des Aufgabenkreises nach Ernennung 

Eine Änderung des Aufgabenkreises (nach Art und Um- 
fang) nach erfolgter Ernennung bedarf meiner Zustim- 
mung. 

4. Aufhebung von Vorschriften 

Der Bezugserlaß wird aufgehoben. 

An die 
Hochschulen. 

— Nds. MBl. Nr. 19/1995 $. 623 

    

Hausordnung der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 

$1 

Alle Mitglieder, Angehörigen, Besucherinnen und Besucher der Universität haben sich auf dem 
Universitätsgelände so zu verhalten, daß die Hochschule, ihre Organe, ihre Mitglieder und ihre 
Angehörigen ihre Aufgaben erfüllen und ihre Rechte und Pflichten wahrnehmen können. 

$2 

Diese Hausordnung dient der allgemeinen Sicherheit, der Ordnung und dem gedeihlichen 
Zusammenleben an der Universität. Sie ist für alle Mitglieder und Angehörigen der Universität 
verbindlich; mit dem Betreten des Universitätsgeländes erkennt jede Besucherin und jeder 
Besucher die Hausordnung als verbindlich an, 

83 

(1) Auf dem Universitätsgelände gelten die Regeln der Straßenverkehrsordnung. 

(2) Das Parken von Kraftfahrzeugen ist nur in den hierzu ausdrücklich vorgesehenen 
Stellplätzen und Unterstellräumen gestattet. Das Parken von Kraftfahrzeugen, die nicht 
zum Straßenverkehr zugelassen sind, ist untersagt. Die gekennzeichneten Rettungswege 
sind unbedingt freizuhalten. 

(3) Verbotswidrig abgestellte Fahrzeuge werden auf Kosten der Halterin oder des Halters 
entfernt. 
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Fahrräder sind an den dafür vorgesehenen Plätzen abzustellen. Das Abstellen von 
Fahrrädern in Fluren und Treppenhäusern ist aus Sicherheitsgründen unzulässig. 
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(1) Flure, Fluchtwege, Sicherheitskennzeichnungen (beispielsweise Fluchtwegbeschilderungen, 
Feuerlöscher, Notausgänge und Glastüren) dürfen insbesondere durch Plakate und Aushänge 
nicht verdeckt und insbesondere durch Stellwände und Informationsstände nicht in ihrer 
Funktion eingeschränkt werden. 

(2) Aushänge, Piakate und Veranstaltungsankündigungen dürfen in 
Veranstaltungsräumen, Fluren und Treppenhäusern zur Vermeidung ven 
Wandbeschädigungen nur auf den dafür vorgesehenen Anschlagtafeln angebracht 
werden. Bei Zuwiderhandlungen sind die Kosten zur Entfernung der angebrachten 
Aushänge und zur Reparatur der Schäden an der Anbringungsfläche von der oder dem 
Verantwortlichen zu ersetzen.


